
Wohin bewegt sich die digitale 
Wirtschaft? Dieser Frage gingen 
Experten anlässlich des Welt-
wirtschaftsforums in Davos nach. 
Gemeinsam mit CMS lud DIE ZEIT 
Gäste aus Wirtschaft und Politik 
zur Diskussion.

»Nicht selten beschleicht uns ein 
ungutes Gefühl, wenn wir beob-
achten, wie das Reisebüro um die 
Ecke verschwindet, der Elektro-
fachhandel oder Buchladen am Ort 
die Tore schließen. Wir sehen, in 

welch kurzer Zeit digitale Platt-
formen wie der Social-Media-Gigant 
Facebook, Internethändler Amazon 
oder das Taxiunternehmen Uber 
unser Leben bestimmen«, so Cor-
nelius Brandi, Executive Chairman 
von CMS, in seiner Begrüßungs- 
rede. Passend zum Schweizer Ver-
anstaltungsort belohnte Modera-
tor und ZEIT ONLINE-Chef Jochen 
Wegner den Gast mit einer Toble-
rone-Schokolade, der wusste, dass 

nur drei der zehn größten Unter-
nehmen weltweit keine Plattform-
Firmen sind. Das hätten die we-
nigsten aus dem Publikum im 
Steigenberger Grandhotel Bel-
védère gedacht. Die Zahl spiegelt 
die rasante Entwicklung der digi-
talen Wirtschaft wider. Die Frage 
an die Experten lautete daher, wie 
man technologischen Fortschritt 
steuern kann, ohne von den Ent-
wicklungen überfordert zu werden. 
In nur wenigen Jahren setzte sich 
die Plattform-Idee durch und wird 

von Millionen weltweit genutzt. Platt-
formen sind Marktplatz für ihre 
Kunden und Innovationstreiber für 
andere. Sie bestimmen das Nutzer-

verhalten weltweit. »Nur acht Pro-
zent der Firmen könnten über- 
leben, wenn sie ihr Geschäfts- 
modell so, wie es jetzt ist, beibe-

halten«, sagte Dóra Petrányi, Tech-
nology, Media and Communica-
tions Partner von CMS. Um nicht 
auf der Strecke zu bleiben, muss 
diese Entwicklung koordiniert wer-
den. »Wir müssen global entschei-
den«, sagte Petrányi. Mit einer  
guten Regulierung lässt sich Wett-
bewerb steuern. Das Problem sei, 
dass das Internet keineswegs die 
Demokratisierung gebracht hat, die 
man sich anfangs davon versprach. 
Inzwischen ist Wachstum auf weni-
ge Unternehmen beschränkt. Hel-

fen kann die europäische Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO). 
Das weitreichende Gesetzeswerk 
klärt umfangreich Verantwortlich-
keiten der Anbieter sowie Rechte 
der Nutzer. 

Zum digitalen Business der 
Deutschen Bank befragte anschlie-
ßend der Leiter des ZEIT-Wirt-
schaftsressorts, Uwe  Jean Heuser, 
Vorstandschef Christian Sewing. 
Der betonte den Erneuerungspro-

zess, den seine Bank nach der im-
mensen Kritik der vergangenen 
Jahre durchlaufen habe. Die Zu-
taten? Disziplin und ein solides 
Fundament. Seine Kursansage klingt 
einfach: nach vorn schauen. Dann 
kehre auch die Leidenschaft der 
Mitarbeiter zurück. »Wieder stolz 
sein, ein Deutschbanker zu sein«, 
lautet Sewings Motto. Aus diesem 
Anspruch leitet sich die Digital-
strategie der Bank ab. »Wir sind 
eine solide Bank – das ist unsere 
DNA. Wir müssen wieder die bes- 
te Investmentbank in Deutschland 
werden, um auch für Auslands- 
geschäfte wieder die Nummer eins 
zu werden.« Dafür braucht es die 

Zusammenarbeit mit anderen di-
gitalen Finanzunternehmen, soge-
nannten Fintechs. Sewing erklärte: 
»Microsoft-Gründer Bill Gates soll 
gesagt haben, dass es in Zukunft 
Banking ohne Banken geben wird, 
aber ich glaube das nicht.« 

Richtig eng wurde es vor der 
Bühne des Steigenberger Hotels, als 
Facebook-Vorstand Sheryl Sand-
berg von Uwe Jean Heuser begrüßt 
wurde. Welchem Wandel die all-
gegenwärtige Social-Media-Platt-
form unterliege, wollte er von ihr 
wissen. Dem Vorwurf, Inhalte nicht 
ausreichend zu kontrollieren und 
Nutzerdaten weitergegeben zu ha-

ben, begegnete das Unternehmen 
mit einer Serviceoffensive. 30.000 
Mitarbeiter seien nur damit be-
schäftigt, Inhalte zu prüfen. Sand-
berg betonte die Wichtigkeit der 
Plattformen im Internet für kleinere 
Unternehmen. »Nur hier können sie 
genauso Werbung treiben wie die 
Großen.« Und solange das funktio-
niert, bleibt das Angebot für die 
Nutzer kostenfrei. Sandberg setzt 
dabei auf Lerneffekte und Eigen-
verantwortlichkeit der User: »Jeder 
entscheidet selbst, mit wem er wel-

che Informationen teilen möchte.« 
Sie räumte aber ein, dass die Nut-
zer verantwortungsvoller mit den 
Daten umgehen und lernen müs-
sen, dass es sich um wichtiges Ei-
gentum handelt. 

Am Ende gab es eine weitere 
Toblerone-Schokolade für das Wis-
sen, dass sich unter den weltweit 
zehn gewinnträchtigsten Unter-
nehmen kein einziges Plattform-
Unternehmen befindet. Beim Geld-
verdienen hat die »Old Economy« 
noch die Nase vorn.

Veranstalter: In Zusammenarbeit mit:

Informationen zur Veranstaltung unter: www.convent.de/davos

Sheryl Sandberg, Chief Operating Officer von Facebook: »Facebook ist ein Teil von mir. Wir befinden 
uns gerade in einem reflektiven Prozess, in dem sich entscheidet, welches Internet wir wollen und wie 
stark es kontrolliert werden soll«

The Power of Platforms: A New Digital Business Model

»Technologischen Fortschritt verantwortungsvoll steuern«
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Über den richtigen Kurs der Digitalwirtschaft diskutierten (v.l.n.r.) Olivier Grémillon, Vice President von 
Booking.com, Dóra Petrányi, Technology, Media and Communications Partner von CMS, Craig Dawson, Exe- 
cutive Partner bei IBM, und Annabelle Gawer, Professorin in Digital Economy an der Surrey Business School

»Proaktiv auf die Kunden zugehen«, lautet die 
Marschroute von Christian Sewing, Vorstands- 
chef der Deutschen Bank, für das Geldinstitut

»Wir müssen global  
regulieren und entscheiden«

»Wieder stolz sein,  
ein Deutschbanker zu sein«
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Das Geld wird knapp
Weil die Konjunktur schwächelt, könnten bald Steuereinnahmen fehlen. Doch aufs Sparen ist die große Koalition nicht vorbereitet  VON MARK SCHIERITZ

L
ange konnte das nicht gut gehen: 
Während sich die Regierungskoali­
tion beinahe im Wochenrhythmus 
auf neue Ausgaben einigt, schlägt sich 
die schwächere Konjunktur zuneh­
mend in geringeren Steuereinnahmen 
nieder. Am vergangenen Freitag hat 

Haushaltsstaatssekretär Werner Gatzer nun die neue 
Lage erklärt. In einer 22-seitigen Präsentation mit 
dem sperrigen Titel »Ausgangslage zur Aufstellung der 
Eckwerte des Regierungsentwurfs und des Finanz­
plans« erläuterte er seinen Staatssekretärskollegen aus 
den anderen Ministerien: Das Geld wird knapp, es 
muss gespart werden. 

Mit dieser Nachricht geht eine Regierungsmethode 
zu Ende, welche die Koalition allen Widrigkeiten zum 
Trotz zusammengehalten hat. Solange die Kassen gut 
gefüllt waren, konnten Union und Sozialdemokraten 
ihre jeweiligen Sonderwünsche finanzieren, ohne dass 
die andere Seite zurückstecken musste. Das wird nun 
nicht mehr funktionieren, und das könnte die Lebens­
dauer des Bündnisses erheblich verkürzen.

Konkret rechnet Gatzer damit, dass die Wirtschaft 
in diesem Jahr gerade einmal um ein Prozent wächst, 
bisher war das Ministerium noch von einem Plus von 
1,8 Prozent ausgegangen. Weniger Wachstum bedeutet 
auch weniger Steuereinnahmen, weil der Staat zum Bei­
spiel über die Einkommensteuer und die Körperschaft­
steuer mitverdient, wenn Löhne und Gewinne steigen. 

Unter dem Strich fehlen damit im Bundeshaushalt 
rund fünf Milliarden Euro im Jahr, das macht bis 
zum Jahr 2023 etwa 25 Milliarden. Dabei sind vor­
handene Reserven bereits berücksichtigt. Das gilt 
etwa für die im Etat eingeplanten, aber wegen der 
rückläufigen Asylbewerberzahlen nicht abgerufenen 
Gelder für die Versorgung von Flüchtlingen. Zusätz­
liche Ausgaben könnten nur noch durch »Neupriori­
sierungen« finanziert werden, schreibt Gatzer. Sprich: 
Wer für ein Wunschprojekt mehr Geld haben will als 
geplant, muss an anderer Stelle einsparen. 

Nun sind Haushaltsstaatssekretäre dafür bekannt, 
auf drohende Löcher im Haushalt aufmerksam zu 
machen. Das ist gewissermaßen ihr Job, weil sie mit 
dem Verweis auf die schlechte Finanzausstattung ger­
ne überzogene Geldforderungen der Fachministerien 
zurückweisen. So hatte das Bundesfinanzministerium 

auch im vergangenen Jahr gewarnt, dass das Geld 
nicht reiche, am Ende aber reichte es dann doch. 

Es spricht allerdings viel dafür, dass Gatzer die 
Lücke diesmal sogar unterschätzt. Das liegt daran, 
dass die Konjunktur möglicherweise in einer noch 
schlechteren Verfassung ist, als es die Prognose der 
Regierung unterstellt. Die Deutsche Bank etwa 
geht davon aus, dass sich Deutschland »derzeit in 
eine Rezession bewegt«. Wenn das stimmt, müssten 
die Schätzungen für die Steuereinnahmen noch 
einmal nach unten korrigiert werden. 

Hinzu kommt: In der Aufstellung sind bereits 
absehbare Mehraufwendungen noch nicht berück­

sichtigt. Die Koalition hat nach massivem Drängen 
der Amerikaner und anderer Bündnispartner be­
schlossen, die Verteidigungsausgaben bis 2024 von 
derzeit 1,2 auf 1,5 Prozent der Wirtschaftsleistung 
zu erhöhen. Allein das würde zwischen 2020 und 
2023 etwa 17,5 Milliarden Euro zusätzlich kosten. 
Noch einmal 25,2 Milliarden wären für die Er­
höhung der Entwicklungshilfe auf 0,7 Prozent der 
Wirtschaftsleistung fällig. 

Nicht berücksichtigt sind außerdem: die neuen 
Rentenpläne von Arbeitsminister Hubertus Heil 
(etwa fünf Milliarden Euro jährlich), der von der 
Union geplante vollständige Abbau des Solidari­

tätszuschlags (rund elfeinhalb Milliarden Euro 
jährlich) und Mehrausgaben im Zusammenhang 
mit dem Kohleausstieg (etwa zehn Milliarden Euro 
insgesamt bis 2023). Nach Einschätzung von Haus­
haltsexperten der Union sind die 25 Milliarden 
Euro deshalb eher die Untergrenze für die sich 
abzeichnende Lücke. 

Ignorieren kann Finanzminister Olaf Scholz 
das Thema nicht, obwohl die Legislaturperiode 
bereits 2021 zu Ende ist, vielleicht sogar schon 
früher, wenn es Neuwahlen gibt. Denn er muss bis 
März darlegen, wie sich die Ausgaben und die Ein­
nahmen in den kommenden fünf Jahren ent­

Mit Milliarden vom Bund sollte die digitale Ausstattung an Schulen verbessert werden. Doch nun fehlen die Mittel

wickeln werden. Diese sogenannte mittelfristige Finanz­
planung ist gesetzlich vorgeschrieben und soll die 
finanziellen Spätfolgen politischer Entscheidungen 
aufzeigen – und genau das geschieht ja auch gerade. 

Was also tun? Jeder Staat hat im Prinzip drei Möglich­
keiten der Geldbeschaffung: Sparen, Steuern erhöhen 
oder Schulden machen. Scholz hat bereits angedeutet, 
wo seiner Meinung nach gespart werden kann. So sollen 
die Personalausgaben des Bundes »auf dem Niveau des 
geltenden Finanzplans eingefroren« werden. Auch für 
die von der Koalition beschlossene verbesserte Ausstat­
tung von Schulen mit digitaler Technik soll es kein 
weiteres Steuergeld geben. Es ist aber unklar, ob die zu­
ständigen Ministerien mitziehen – und ob das reicht, 
um den Haushalt auszugleichen. 

Bleiben die Varianten höhere Steuern oder neue 
Schulden. Die Union hat beides ausgeschlossen. Die 
SPD wäre im Prinzip für beides offen, aber sie ist auf 
die Zustimmung des Koalitionspartners angewiesen. 
Und Scholz selbst fürchtet, dass es auch bei sozial­
demokratischen Wählern nicht gut ankommt, wenn 
er leichtfertig das Ziel eines ausgeglichenen Haushalts 
infrage stellt. 

Erst wenn die Konjunktur wirklich einbricht – so ist 
in Berlin zu hören – wäre der Minister bereit, sich von 
der schwarzen Null zu verabschieden beziehungsweise 
in dieser Frage eine Auseinandersetzung mit der Union 
zu riskieren. Denn in einem solchen Fall könnte Scholz 
die Schulden ökonomisch rechtfertigen. Schließlich 
argumentieren viele Volkswirte, dass es legitim ist, die 
Wirtschaft in einer schweren Krise mit Staatsgeld zu 
stützen. Das Land könnte sich das im Prinzip auch 
leisten, denn die Staatsverschuldung ist in den vergan­
genen Jahren rasant gesunken und dürfte in diesem Jahr 
unter die Obergrenze der EU von 60 Prozent der Wirt­
schaftsleistung fallen. 

Noch gibt es aber keine Krise, und deshalb muss 
die Regierung mit weniger Geld auskommen. Damit 
dürfte der Streit um die Finanzen zunehmend das 
politische Tagesgeschäft bestimmen. Das gilt umso 
mehr, als er beiden Koalitionspartnern eine Möglich­
keit zur eigenen Profilierung bietet. »Renten erhöhen 
statt Soli streichen«, gab der sozialdemokratische 
Haushaltsexperte Johannes Kahrs diese Woche als 
Devise aus. Die Antwort der Union wird nicht lange 
auf sich warten lassen. 
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